mentspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl 
Injertionsgebibr für den Raum einer 


Nr. 100. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 


O. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 


58. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Berlin, 27. Februar. 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch der Finanzminiſter. 

Von dem Abg. Grafen Renard iſt unter Einreichung eines Hypothe⸗ 
ten⸗Geſetzentwurfes der Antrag eingegangen, die Regierung aufzufor⸗ 
dern, bei der bevorſtehenden Reform des Hypothekenweſens 1) die Einrich⸗ 
tung von Hypothekenämtern in Grundlage des Entwurſes einer Hypotheken⸗ 
Ordnung für Neu⸗Vorpommern, 2) die Ausſtellung von Grundbriefen nach 


Maßgabe des eingereichten Entwurfes in Erwägung zu nehmen. — Auf 


Vorſchlag des Präſidenten wird die Beſchlußfaſſung über die geſchäftliche 


Behandlung dieſes Antrages unter der Heiterkeit des Hauſes vorläufig 


beantragt 


— ert ſo lange hinausſchob. 


ausgeſetzt. 
Die Commiſſion für den Geſetzentwurf, betreffend die fernere Geltung 
der Verordnung vom 30. Mai 1849 für die Wahlen zum Abgeord⸗ 
netenhauſe in den neuen Landestheilen beantragt ihn abzulehnen und dem 
nachſtehenden die Zuſtimmung zu ertheilen. ; 

$ 1. Der im Artitel 4 des Geſetzes vom 17. Mai 1867, betreffend die 
Abänderung des Artikels 69 der aig oh 8⸗Urkunde u. ſ. w. vorbehaltene 
Geſetz⸗Entwurf über die Bildung der abtbesicte für das Haus ber Ab: 
gy fowie über bie neti Einführung der Verordnung vom 
30. Mai 1849 in den neu erworbenen Landestheilen, ſoll dem Landtage der 
Monarchie erſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft (Artikel 76 
der . vorgelegt werden. 

2. Sofern die im $ 1 vorgeſehene geſetzliche Regelung nicht früher 

a gt, bleiben bis zum 1. April 1869 für die Wahlen zum Hauſe der 
Abgeordneten in den neu erworbenen Landestheilen die Beſtimmungen des 
1 vom 17. Mai und der Verordnung vom 14. September 1867 
in Kraft. 
Abg. v. Schöning beantragt als Art. 2: „Bis zum Zuſtandekommen 
einer anderweiten gejeßlihen Regelung bleiben für die Wahlen zum Haufe 
der Abgeordneten in den neu erworbenen Landestheilen die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 17. Mai und der Verordnun, vom 14, September 1867 


in Kra 

Berichterſtatter v. Bennigſen legt die Unmöglichkeit dar, jetzt ein dez 
finitives Wahlgeſetz zu ſchaffen — was ber Sinn des Schöning'ſchen An⸗ 
trages fei — und theilt mit, daß auch der Regierungs⸗Commiſſar in der 
e ſich mit dem vorgeſchlagenen Proviſorium einverſtanden erklärt 


abe. 
Abg. Graf Schwerin (gegen den — — e Man könnte den 
jetzigen Zuſtand in den neuen Provinzen vorläufig fortbeſtehen laſſen, zumal 
ich glaube, daß die Tage des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems gezählt ſind wir wer⸗ 
den in der einen oder anderen Weiſe davon zurücktreten und uns dem Prin⸗ 
ipe des norddeutſchen Bundes anſchließen müſſen. Bis dahin könnte das 
Proviſorium fortbeſtehen. Wir haben aber auch keinen Grund ein Geſetz 
wegen Abänderung der geſetzlich feſtgeſtellten Wahlbezirke in den alten Sans 
destheilen zu berathen, wenn uns nicht zugleich eine Abänderung des Wahl: 
Syſtems vorgelegt wird. Trotzdem bitte ich den Autrag v. Schöning abzu⸗ 
lehnen. Der von der Commiſſion vorgeſchlagene Entwurf beruht auf einem 
Compromiß, und der muß ehrlich gehalten werden. Nur unter dieſer Vor⸗ 
ausſetzung haben die einzelnen Parteien ihren Widerſpruch gegen denſelben 
Ds. ae Bravo!) - y 
g. v. Shining: Mein Antrag unterſcheidet ſich von dem ber Com: 
miſſion dadurch, aft er den Termin (1. April 1869) fortfallen läßt. Der 
Antrag der 2 ſion pe Eon bit Bi ne iar lo nad) 
m inzen wahl ehmen i . 
x 11 das aber für tein en richtigen Suftand. e 
bg. Heife: Ihm fet von einem Compromiſſe nichts bekannt. Sei ein 
ſolcher in der Commiſſion geſchloſſen, ſo ſei das ohne Zuſtimmung der 
Parteien im Hauſe geſchehen. : > 
Abg. Tweſten: Wir hätten die Berathung dieſes Geſetzentwurfs durch 
Geltendmachung der Geſchäftsordnung überhaupt hindern können. Nur unter 
der Vorausſezung, daß nichts als ein proviſoriſches Geſetz a wurde, 
hat dieſe Seite des Hauſes eingewilligt, ein fo wichtiges Geſetz bei fo weit 
. ee Seſſion zur Verhandlung zu ſtellen. So viel ich weiß, ijt Herr 
v. Schöning auch Mitglied der Commiſſion e und die Commiſſion 
hat, jo viel ich weiß, einſtimmig (Hört!) beſchloſſen, nur ein Proviſorium zu 
beantragen. Wir von dieſer Seite des Hauſes müſſen auch jetzt daran feſt⸗ 
halten, eventuell ſehen wir uns in der Lage, das ganze eles zu Falle zu 
bringen; auf ein Definitivum können wir uns in dieſem Augenblicke unter 
keinen Umſtänden einlaſſen. Das war eine Anſicht, die zwar nicht aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen war, von deren ſtillſchweigender Vorausſetzung aber 
Jedermann überzeugt fein mußte. (Bravo!) : 
Reg.⸗Commiſ. Graf Eulenburg: Nach der Auffaſſung der Staats: 
regierung ſchafft auch das Amendement von Schöning nichts als ein Pro⸗ 
viſorium und auch bei der Annahme deſſelben würde ſie ſich verpflichtet 
fühlen, in der nächſten Seſſion einen neuen Wahlgeſetz⸗Entwurf vorzulegen. 
Abg. Dr. Waldeck ſpricht ſich wie Tweſten aus und tadelt, daß dieſe 
Vorlage ſo ſpät eingebracht ſei. ; 
Der Minifter des Innern: Daß dies Geſetz nicht früher porgelegt iit, 
hat ſein en Grund darin, daß die urſprüngliche Idee bei der Vorlage die war, 
ein Definitivum zu ae en, Ehe man aber hierüber zu einem Entſchluſſe 
kam, mußten die E — geſammelt werden, die bei den letzten Wahlen 
fic) herausgeſtellt hatten. Der verſpätete Eingang der betreffenden Berichte, 
ferner die außerordentliche Mühe, die Wahlbezirks⸗Ordnung zu ändern, end⸗ 
lich die Ausarbeitung des Entwurfs machen es erklärlich, daß ſich ſeine Ein⸗ 
Einbringen aber mußte ich ihn, weil ich 


durch ein Geſetz dazu verpflichtet war. Für die künftige Seſſion ſteht natür⸗ 
lich die Sache ganz anders und inſofern hat die Regierung ein Intereſſe 
für die Zwiſchenzeit ein Geſetz zu haben. Meine 


hauptſächlich nur daran ; } 
pe cla Anſicht iſt allerbinge die, daß auch der Schöning'ſche Antrag nur 
auf ein Proviſorium hinausläuft und inſofern einen Vorzug hat, als er 
auch für die ſpätere Zeit Beſtimmungen für den Fall trifft, daß auch in der 
nächſten Ue entweder durch Schuld des Hauſes oder der Regierung kein 
befinitives Wahlgeſetz zu Stande kommt. Da aber darauf hingedeutet iſt, 
daß der Reg.⸗Commiſſar eine zuſtimmende Erklärung zu dem Commiffions: 
Entwurfe abgegeben, fo werde ich bei der Abstimmung perſönlich für den 
Antrag der ommiſſion ſtimmen. a 

Abg. v. Kardorff erklärt in ſeinem und jeiner Freunde Namen, für 
den Commiſſtons⸗Antrag ſtimmen zu wollen. ; 

Abg. v. Shining: Ich erkläre noch einmal, daß auch N nur 
ein Provijorium bezweckt; ich habe nur den Termin des 1. April 1869 aus 
dem Commiſſions⸗Antrage geitrichen. (Lebhafte, anhaltende Heiterkeit.) — 
Ich gie meinen Antrag jedoch zurück. Ad 
arauf wird die Commiſſionsvorlage fall einftimmig angenommen. 
Es folgen Wahlprüfungen. Aba. Müller caga berichtet über 
die Wahl des Abg. v. Bergenroth, der im Wahlbezirk Ange bie Wa 
mit einer Majorität von 32 Stimmen gewählt ift. Es find gegen dieſe Wahl 
verſchiedene Proteſte eingelaufen. Viele Urwähler beſchweren nd, daß ihnen 
die Ausübung des ahlrechtes unmoglich gemacht fei. Bei den Wahl⸗ 
männer Wahlen ſind zahlreiche Unregelmäbigfeiten vorgekommen, unerhörte 
Beeinfluſſungen ſtattgefunden. Referent theilt Einzelheiten mit, die theils 
mit Entrüſtung, theils mit Heiterkeit aufgenommen werden. Die Abtheilung 
rg bis nach erfolgter Unterſuchung. “ 
Abg. Kuniſch v. Richthofen findet zwar die behaupteten Thatiaden, 
alls ihre Wahrheit conſtatirt würde, hoͤchſt ſtrafbar, hält aber dennoch das 

‘ie 8 Wahl durch ſie nicht für alterirt und beantragt die Gültigkeit 
der Wahl. 8 ‘ 

Abg. Schulze (Berlin): In Fallen, wo eine ſyſtematiſche Wahlbeein⸗ 
fluſſung nachgewieſen wird, muß die Wahl kaſſirt werden, auch wenn ſi 
noch eine nothdürftige Majoritát für den betreffenden Abgeordneten heraus: 
kla laßt. Das iſt immer die Praxis des Hauſes geweſen. Das Haus 
bat keinen anderen Schutz keine andere Waffe, als die Beeinfluſſungen zu 
conftativen und derartige Wahlen it kaſſiren, zumal noch nie eine nachträg⸗ 
liche Rüge durch die Regierung erfolgt iſt. Das iſt die Lehre vom „Nieder⸗ 
halten einer Partei“! (Beifall.) pi 
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Neunundvlerzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Abg. Heiſe: Wenn wir auf dergleichen Proteſte weniger Gewicht legen, 
ſo hat dies ſeinen Grund darin, daß ſich bis jetzt der größere Theil derſelben 
als auf unwahren Behauptungen beruhend herausgeſtellt hat. Wo ein wirk⸗ 
licher Amtsmißbrauch vorgelegen hat, ijt bis jezt noch ſtets eine ſtrenge 
Rüge der Behörden poa ala Eine eingebenos Unterſuchung der That: 
ſachen liegt gerade in unſerm Intereſſe, weil dieſelbe wahrſcheinlich die Un⸗ 
richtigkeit der Behauptungen herausſtellen wird, ich werde deshalb dem An⸗ 
trage auf Beanſtandung beitreten. 7 SE 

ba. Schulze: Eine Rüge wegen Amtslberſchreitung erfolgt vielleicht, 
nur erfährt es Niemand, und dieſelbe tritt hauptſächlich dann ein, wenn es 
Jemand gar zu plump gemacht hat; eine gelungene Beeinfluſſung ift noch 
niemals gerügt worden. 


ug. v. Mitſchke⸗Collande: Früher, als das ganze Haus noch voll 
von Mitgliedern der Fortſchrittspartei ſaß, machte man nicht viel Umſtände, 


eine confexbative Wahl für ungiltig zu erklären. Da wurde ein Abgeordne⸗ 
ter zwei⸗ bis dreimal gewählt und ebenſo oft wieder nach Hauſe geſchickt. 
Das wollen wir nicht. Es wäre unbillig, die Wahl eines Abgeordneten, der 
fo lange ſchon in unſerer Mitte geſeſſen, jetzt auf unerwieſene Behauptungen 
hin zu beanſtanden. Gegen eine Unterfuchung wird Niemand von uns etwas 
einzuwenden haben. 5 5 A 

Der Abtheilungsantrag wird mit großer Majorität angenommen. 

Bezüglich der Wahlen der Abgg. Schlenther und b. Zander (W. Kr. 
Tilſit) hatte keine der widerſprechenden Anſichten in der Abtheilung die Ma⸗ 
jorität erlangen können. f te . 

Ref. Graf Weſtarp hält die vorgefallenen Unregelmäßigkeiten nicht für 
wichtig genug, um die Wahlen zu beanſtanden. 2 

Abg. Aßmann vertritt, die entgegengeſetzte Meinung bezüglich v. Zan⸗ 
ders, und das Haus beſchließt mit 138 gegen 122 Stimmen deſſen Wahl zu 
beanſtanden. 8 

Es folgt die Schlußberathung über den Antrag des Abgeordneten 
von Bonin: die Regierung aufzufordern, die geſetzliche Rege⸗ 


lung der Stellvertretungskoſten für diejenigen Mitglieder des 
Sauls der Abgeordneten, welche Staats⸗Beamte find, balombalid herbei» 
zuführen. x 


Ref. Windthorſt (Meppen) ö 
Annahme, bis zu dieſer Regelung das bis 1863 beſtandene Verfahren wieder 
eintreten zu laſſen. : 8 

Er motivirt dies folgendermaßen: Den Staats⸗Beamten im Reichstag 
werden keine Stellvertretungskoſten zur Laſt gelegt. Ebenſo war es bis zu 
1863 auch bei denen, welche Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten waren. 
Erſt ſeit 1863 find ihnen die Stellvertretungskoſten zur Laſt gelegt. Wenn 
die Regierung zur Gleichſtellung der Mitglieder des Reichstages des Nord: 
deutſchen Bundes und des Abgeordnetenhauſes es nicht für zweckentſprechend 
hielt, hinſichtlich der Letzteren wiederum das bis 1863 beſtandene Verfahren 
eintreten zu laſſen, jo erſcheint es um fo dringender geboten, eine geſetzliche 
Regelung baldmöͤglichſt herbeizuführen, als nach den Erklärungen der Minis 
ſter des Innern und der Juſtiz bei der diesjährigen Budget⸗Berathung in 
den verſchiedenen Reſſorts nicht einmal gleichmäßig verfahren zu ſein ſcheint. 
Bis 1863 glaubten Regierung und Landtag, daß die Sache geſetzlich geregelt 
werden müſſe. Die Stellvertretungskoſten wurden ohne Bedenken den Be⸗ 
amten erſetzt. Erſt fpáter zwang man fie den Rechtsweg zu beſchreiten, und 
nachdem dieſer zu Gunſten der Regierung entſchieden hatte, hielt ſich die⸗ 
ſelbe und war auch formell berechtigt, die Stellvertretungskoſten von den Ab⸗ 
geordneten zu verlangen. pe ES | 

Hier ftellte ſich nun die Schwierigkeit heraus, ob die Koſten bis zu jeder 
Höhe und namentlich einſchließlich der Reiſekoſten für die aus größerer Ent: 
fernung herbeigezogenen Stellvertreter zu berechnen ſeien. an hat von 


einem tendeneibſen Verfahren der e ee ich kann nun ohne 
urch po 


weitere Beweiſe nicht glauben, daß ſie itiſche Rückſichten geieitet 
worden fei, ſondern ſetze ihre bona fides voraus, aber es läßt ſich nicht ver⸗ 
kennen, daß ein folder Verdacht leicht erregt werden kann, uud ich halte es 
deshalb im Intereſſe der Regierung ſelbſt für Maßen einem ſolchen Zuſtand 
ein Ende zu machen. Der Einwand, daß die Maßregel auf die Abgeordne⸗ 
ten und die Zuſammenſetzung des Hauſes ohne Einfluß geblieben ſei, iſt 
durchaus e Eine ſtatiſtiſche Zuſammenſtellung und Vergleichung 
der Zahl der Verwaltungs⸗ und Juſtiz⸗Veamten beweiſt, daß die letzteren 
ſeit 1863 nach jeder Wahl in geringerer Anzahl unter den Abgeordneten zu 
finden waren. Eine ſolche A nag ug iſt oso und entſpricht weder 
den Bedürfniſſen des Landes, noch dieſes Haufes. Ein Volk erträgt leichter 
einen derben Nau als ſolche Nadelſtiche. Nicht ohne Sorge denke ich 
daran, welche Auskunft ich in der Heimath über die Leiſtungen der ablau⸗ 
fenden Seſſion geben ſoll. Wir haben immer nur Geld bewilligt, aber für 
organiſche Geſetzgebung, für den Ausbau des Rechtsſtaates haben wir Nichts 
gethan. (Lebhafter Beifall links.) 

Regierungscommiſſar v. Schelling: Ich bin nicht ermächtigt, eine Aus⸗ 
ſicht darüber zu eröffnen, daß die Staatsregierung, nachdem fo viele Verſuche 
die Stellvertretungsfrage einer geſetzlichen Regelung entgegenzuführen, pe: 
ſcheitert find, den gegenwärtigen. Zeitpunkt zu einer ſolchen Regelung für 
einen geeigneten halt. Sie wird fie jedoch im Auge behalten (Heiterkeit). 
Bis dahin glaubt fie von dem Beſchluſſe nicht zurückgehen zu müſſen, den 
ſie am 22. December 1863 gefaßt und welchen die Jubiealur der Gerichte 
als rechtmäßig anerkannt hat. Sie iſt weit davon entfernt, die Auferlegung 
der Stellvertretungskoſten als Mittel zu benutzen, um den Eintritt irgend 
einer Klaſſe von Beamten in dies hohe Haus zu verhindern oder zu er⸗ 
ſchwe en (Oho! Oho!); fie glaubt aber auch daran feſthalten zu müſſen, da 
ein Stellvertreter nur da beſtellt wird, wo dies nothwendig i 
lung des dienſtlichen Intereſſes und daß in dieſem Falle auch die Koſten 
von dem betreffenden Beamten getragen werden müſſen. Durch Uebernahme 
1 Koſten auf die Staatskaſſe würden die befolveten Staatsbeamten einen 
unberechtigten Vorzug genießen ge enüber den anderen Berufsſtänden ange⸗ 
hörigen Abgeordneten, welche ebenfalls genöthigt ſind, bei Annahme ihres 
Mandates fic) von ihrem Wirkungskreiſe zu trennen und die Nachteile zu 
rie ee die damit verbunden find, Der initeralbe} up der unter dem 
4. October v. J. für die zum Reichstage des norddeutſchen Bundes gewähl⸗ 
ten Beamten die Stellvertretun atoften auf die Staatskaſſe übernahm, ſteht 
hiermit nicht in Widerſpruch. Denn er iſt zwar nicht aus rechtlichen, aber 
aus eminenten Billigkeitsrückſichten herborpegangen, aus ber Betrachtung, 
daß die Entbehrung der Diäten und Reiſekoſten ohnehin ſchon eine ſehr ers 
be liche Erſchwerung des Eintritts in den Reichstag enthalte und daß er 
aſt zur Unmöglichkeit wurde, wenn dazu noch die Stellvertretungskoſten 
hinzuträten. x A 

Abg. Reichenfperger: Der Verſuch der geſetzlichen Regelung dieſer 
Frage ſcheint mir doch nicht ſo ausſichtslos zu fein, wie es der Herr Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſar dargeſtellt hat. Ich balte den Weg für den objectipſten, 
den ich im Jahre 1863 vorgeſchlagen, daß die geſammten Stellvertretungs⸗ 
toften unter den Staatsbeamten repartirt werden. Die Annahme eines 
Wahlmandats ijt die Uebernahme einer öffentlichen Pflicht, und der Staats⸗ 
beamte ſollte ebenſo wenig Stellvertretungskoſten bezahlen, wenn er als Ab⸗ 
a ſeinen Wohnſitz verläßt, als wenn er in Amtsgeſchaften eine 

eiſe unternehmen muß. Die Maßregel, um die es ſich heute handelt, iſt 
des Abgeordnetenhauſes angewendet 


ein Unicum, das gegen die Mitglieder dn 
Ki e vom politischen Standpunkte aus 


worden iſt. Die Behandlung dieſer Frage 
ſcheint mir zu bedenklich. Ich bin der Meinung, daß der . der ganzen 
Eco nicht entſpricht, weil er gegen den Staatsminiſterialbeſchluß vom 


Jahre 1863 nicht proteſtirt. f 

Der Juſtizminiſter: Der Herr Referent hat in völlig genügender 
Weiſe angedeutet, daß die Regierung bei Regel der Frage durch politiſche 
Rückſichten hid habe leiten te und dieſe Anfiibrung in ſehr unerheblicher 
Weiſe abgeihwächt durch die Erklärung, daß er ſeinerſeits glaube, die Regie: 
rung habe bona fide gehandelt. Der Erklärung des Herrn Commiſſars füge 
ich nur hinzu, daß ich ſoweit die Frage mir näher getreten iſt, mich durch 


ch Na e Rückſichten nicht habe beſtimmen laſſen, daß ich vielmehr gehandelt 


abe nach rein ſachlichen Gründen, und nach dieſen rein ſachlichen Geſichts⸗ 
punkten werde ich auch ferner handeln, falls die Regierung ſich nicht ent⸗ 
ſchließen ſollte, einem Antrage des Hauſes gemäß die Srage zu regeln. 
Abg. Waldeck: Man kann wohl den Standpunkt, der die Beamten aus⸗ 
t, vertreten, aber dann ſpreche man dies offen aus und greife 
zu Mitteln, über die zu ſprechen gerade den davon Betroffenen am 


— 


F 


empfiehlt dieſen Antrag mit dem Zuſatz zur a 


zur a * 


Expedition: Herrenſtraße Rr 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Bestellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. = 


Freitag, den 28. Februar 1808. 


Widerwärtigſten iſt, und die der Rede gar nicht werth ſind. Daß es der : 


Regierung wirklich nur darauf ankam, die bene: Beamten vom Haufe 
fern zu halten und nicht die Staatskaſſe vor einer 


von Jena, Blochmann. Dieſer wurde zu einer Strafverſetzung verurtheilt, 


weil er von ſeinem Wahlkreiſe den Erſatz der Stellvertretungskoſten ange⸗ 
die Theilnahme der Beamten an den 
ub BEE jo müßte es doch wenige. 


nommen hatte. Wenn die Waſaſung 
Berathungen des Landtages ohne Urlaub ge we 
fiend den Wählern, die einen Mann für ihre Vertretung am geeignetiten - 
alten, überlaſſen bleiben, denſelben für die zu bringenden Opfer zu enſcha⸗ 
digen. Dieſer Vorgang legt die eigentlichen Motive jenes Miniſterialbeſchluſſes 
ganz klar; um derartige Vorgänge für die Zukunft wenigſtens unmöglich zu 
machen, empfehle ich Ihnen den Antrag des Referenten. “TE 
Abg. Graf Schwerin: 905 hätte erwartet, daß die Regierung noch mit. 
Gründen für ihren Beſchluß von 1863 hervortreten würde. | 
bia wir von dem ganzen Staatsminiſterium nur das Mitglied an ſeinem 
latze, welches an dieſem Beſchluſſe keinen Theil genommen hat (den Juſtiz⸗ 
miniſter). Es verlohnt ſich deshalb nicht, neue Motive gegen ihn hervor⸗ 
zubringen, obwohl es nicht ſchwer wäre nachzuweiſen daß er in directem 
Widerſpruch mit der Verfaſſung ſteht, welche den Urlaub der Beamten für 
überflüſſig erklärt. Der Beſchluß 
und ſtand auf gleicher Linie mit der Preßordonanz. (Lebhafter Beifall links 
ntragíteller Abg. v. Bonin iſt mit den Anträgen des Referenten ein⸗ 
verſtanden. 5 “te Fi 
Referent Windthorit erinnert den Regierungs⸗Commiſſar daran, wie 
ten treffe, und ra! unter großer Heiterkeit des Hauſes hinzu, daß er die 
Abweſenheit der Miniſter, ſo gern er ſie ſonſt ſehe, nicht bedauern, ſondern 
nur als ein ſtummes Zeugniß für die Unhaltbarkeit des Miniſterialbeſchluſſes 
von 1863 betrachten könne. 


Der Antrag des Referenten lidentiſch mit dem Antrage Bonin) wird in 


eine ſtarke Minorität 


ſeinem erſten Theile faſt einſtimmig, der Zuſatz 
Braun und Faucher 


; } gegen 
a zu der auch von Vincke⸗Minden, Dr, 
ebóren. 
Schließlich wird die Petition, die 
Regierung überwieſen. ; ; 
Schluß gegen 4 Uhr. Nächſte ae Freitag 10 Uhr. (Tagesordnung: 
eine große Reihe rückſtändiger Berichte. 


Berlin, 27. Febr. [Amtliches.] Se. Majeftát der König hat ben 
nachbenannten Perſonen Orden verliehen, und zwar: den rothen Adler⸗ 
orden vierter N N 
den königlichen Kronenorden zweiter Klaſſe mit dem Stern dem fos 
niglich baleriſchen General⸗Major Graſen v. Bothmer, Chef des Generale 
Quartiermeiſter⸗Stabes; den königlichen Kronenorden zweiter 
dem königlich baieriſchen Oberſten iert 1 
und Director des topographiſchen Büreaus und dem königlich baieriſchen, 
Oberſten von Orff vom General⸗Quartiermeiſter⸗Stabe; den königlichen 
Kronenorden dritter Klaſſe: dem königlich baieriſchen Major Stengel 
vom General⸗Quartiermeiſter⸗Stabe; ſowie den königlichen Kronenorden 


Klaſſe: 


vierter Klaſſe: dem zweiten Arzt am Land⸗Krankenhauſe in Coburg, 


a 
e. 
den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub und dem Geheimen 
Secretair Saß bei der Provinzial⸗Steuer⸗Direction zu Stettin den rothen 
Adlerorden vierter Klaſſe; ſowie den Berg⸗Aſſeſſoren Oſann und von Rohr 
u Halle a. S. und dem Bergwerks⸗Director Niedner zu Rüdersdorf den 
haratter als Bergrath verliehen. 
Dem Schiffs⸗ und 
in Hamburg iſt unterm 


5. Februar 1868 ein Patent auf ein Hinterladun 
Zündnadelgewehr auf 5 5 % Bat lis 


Das dem Masch el Beten Outi 8 111 7050 te 
as be nenfabrik⸗Beſitzer Guſtav Brinkmann ; 
dem 20. November 1866 ertheilte Patent auf eine nee, 
e iſt aufgehoben worden. : 

as dem 
1866 ertheilte Patent auf eine Vorrichtung zur Erhitzung des Geblaſewindes 
Hage Schlacke hn 0 fe de an ung f 

Die Kanzlei⸗Diätarien Schilke, Laeckemaecker, Kaehler und Grei⸗ 
feld ſind zu Geh. Kanzlei⸗Secretären ernannt worden. é 

Berlin, 27. Februar. [Se. Majeftát der König] empfingen 
heute Vormittag Se. königl. Hoheit den Prinzen Albrecht (Vater) und 
nahmen alsdann die Vorträge des General⸗Lieutenants v. Podbielski 
und des General-Adjutanten v. Tresckow entgegen. Zwiſchen 2 und 
3 Uhr beſuchten Se. Majeftát das Atelier des Profeſſors Steffeck, um 
ein Bild in Augenſchein zu nehmen. 


Beide königliche Majeſtäten beſuchten geſtern die Treibhäufer des 


Geh. Commerzien⸗Raths Borſig. — Ihre Majeftát die Königin wohnte 


Abends der liturgiſchen Andacht zum Beginn der öfterlichen Zeit im 


Dome bei. 
[Se. königl. Hoheit der Kronprinz! empfing am gefirigen 
Vormittag den Fürſten Salm⸗Horſtmar, beſichtigte um 3 Uhr das in 


der Einrichtung begriffene neue landwirthſchaftliche Muſeum in den — 
proviſoriſch zu dieſem Zweck beſtimmten Räumen des Hauſes Ecke der 
Potsdamer Straße und des Schöneberger Ufers und dinirte um 5 Uhr 


bei Ihren Majeftáten. Um 8 Uhr verſammelte ſich um Se. koͤnigl. 
Hoheit das geſammte Comite zur Unterſtützung der Nothleidenden Oſt⸗ 
preußens zu einer Sitzung, der um 10 Uhr ein Gouper folgte. ; 
(St.⸗Anz.) 

= Berlin, 27. Februar. [Aus dem Abgeordnetenhauſe.] 
Die Thätigkeit des Landtages iſt, ſo weit man es überſehen kann, 
nach Stunden gezählt, der Schluß iſt für 


ſion noch nicht verſtummt; ſelbſtverſtändlich iſt nur die Rede von einer 
Vorlage, welche ſich auf den Vertrag mit dem Könige von Hannover 


bezieht — und es bleibt doch noch, wie vor, zweifelhaft, ob man das 


Gerücht zur Wahrheit machen wird. Die heutige Sitzung des Ab⸗⸗ 
geordnetenhauſes führte zunächſt zur Annahme des Commiſſions⸗An⸗ 


n n und elaſtung zu ſchützen, bes 
weiſt das Beiſpiel eines früheren Abgeordneten, des jetzigen Bürgermeiſters 


Statt deſſn 


é ] war nichts weiter als einer der kleinen 
Nadelſtiche, durch die man die damalige Majorität mürbe zu machen ae ; 


FE 


ſchwer die Tragung der Stellvertretungskoſten den ſchlecht beſoldeten Beam 


7 


Dünen der Inſel Sylt betreffend, der 


Klaſſe: dem evangeliſchen Pfarrer Schott zu Kiſſingen; 


eiß vom General⸗Quarliermeiſter⸗Stabe 


* 


er. ' 
Maſeſtat der König hat dem Dom⸗Capitular Dr. Frenken zu Köln 


Ber, 


fiecurang-Mafler Johannes Friedr. Chriftian Carls 


Hochofen⸗Ingenieur P. Keil zu Kattowitz unter dem 16. Nov. 


onnabend Mittag 2 Uhr 
beabſichtigt. Indeſſen find jene Gerüchte, welche von einer, mit Acela⸗ 
mation aufzunehmenden, Vorlage in der allerletzten Stunde der Se 


eee | 


7 


nd 


trages, welcherſdieſproviſoriſche Geltung des Wahlreglements für die neuen 


Provinzen auf ein Jah rempfahl. Die Wahlprüfungen hatten eigentlich 
nichts Auffälliges. Di 
tungskoflen war eigentlich völlig ſelbſtverſtändlich; zu verwundern war 
nur, daß man darüber ſo lange Reden zu halten für nothwendig er⸗ 
achtete. — Für Morgen hatten die Schleswig⸗Holſteiner eine Bemer⸗ 
kung vor der Tagekordnung gegen die geſtrige Begründung der Kars 


dorff iden Interpellation beabſichtigt, fo weit ſich dieſelbe auf den Ver⸗ 


zicht des Herzogs von Auguſtenburg bezog. Der Präfldent v. Forcken⸗ 


Die Annahme des Antrages über die Stellvertre⸗ o 


beck iſt jedoch bedenklich, ob eine ſolche Erneuerung der Debatte nach Be: 


zwei Tagen noch zuläſſig it. — Im Herrenhauſe will man das Geſetz 
wegen Schluß der Spielbanken nicht nach dem Beſchluß des Abgeord⸗ 


netenhauſes annehmen, alſo gegen die Sonntagsfeier () votiren. Was 


man nicht Alles erlebt! 4 ARAS 

[Die Auſtrohanndveraner.] Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt: Der 
frühere hannoverſche Hauptmann v. Hartwig beſtreitet die Nachricht, daß von 
ihm eine Depeſche aus pale oder Zürich an den Grafen Platen, mit der 
Aufforderung wegen Ueberſendung von 100,000 Fres. abgeſchickt worden ſei. 
Wie dem auch ſein mag, alle dieſe Beſtreitungen ändern nicht die Thatſache, 
daß das in Rede ſtehende Telegramm mit der Unterſchrift Hartwig bei dem 


